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Absolvent*innen des 
Graduate Centers schauen 
zurück

Promovieren und gleichzeitig am DIW 
Berlin arbeiten und Erfahrung in der 
Politik beratung sammeln, das bietet das 
Promotionsprogramm am Graduate Cen-
ter seit fast zwanzig Jahren. Hier erzählen 

ehemalige Teilnehmer*innen von ihren Erfahrungen und 
blicken zurück auf eine sehr prägende Zeit.

„Die Ausrichtung des DIW Graduate Centers auf ange-
wandte und politiknahe Forschung war genau das Rich-
tige für mich. Ich wusste, dass ich auch in Zukunft in 
der Wissenschaft bleiben möchte. Heute weiß ich: Mit 
dem Promotionsprogramm am DIW Berlin habe ich den 
Grundstein für meine Karriere gelegt. Im ersten Jahr 
am GC haben wir viele – auch anspruchsvolle – Kurse 
besucht. Dieses erste Jahr hat mir viel für meine spätere 
Forschung gebracht. Meine Zeit am GC ist lange her, aber 
ich denke sehr gerne daran zurück. Als Gruppe haben wir 
viel Zeit miteinander verbracht, viel gelernt, aber auch viel 
gelacht. Auch wenn es sehr anstrengend war, hat mir die 
Zeit viel Spaß gemacht. Was ich wirklich in dieser Zeit 
gelernt habe: Im Team kommt man am besten voran.“

Die ganze Geschichte und viele weitere können Sie auf 

unserer Jubiläumswebsite lesen: www.diw.de/100jahre

http://www.diw.de
mailto:kundenservice%40diw.de?subject=
http://www.diw.de/wochenbericht
http://www.diw.de/wb-anmeldung
mailto:kundenservice%40diw.de?subject=
https://www.diw.de/de/diw_01.c.932599.de/
http://www.diw.de/100jahre
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ZITAT

„Das Armutsrisiko war zuletzt leicht rückläufig, vor allem in Ostdeutschland und unter 

Alleinerziehenden. Politische Maßnahmen wie die wiederholte Anhebung des Mindest-

lohns und familienpolitische Reformen wie die Erhöhung des Kinderzuschlags, Änderun-

gen beim Unterhaltsvorschuss oder die Anhebung des steuerlichen Entlastungsbeitrags 

für Alleinerziehende haben das Armutsrisiko gesenkt.“ — Markus M. Grabka —

Armutsrisiko nimmt ab – vor allem in Ostdeutschland und unter Alleinerziehenden
Niedrigeinkommensquote in Prozent

  





          
























AUF EINEN BLICK

Einkommensverteilung: Anzeichen 
für Trendbruch beim Armutsrisiko – 
Alleinerziehende seltener von Armut bedroht
Von Markus M. Grabka

• Bruttostundenlöhne stiegen laut Daten des Sozio-oekonomischen Panels seit 1995 
inflationsbereinigt um rund 15 Prozent – vor allem unterstes Lohndezil holte auf

• Parallel dazu ging der Niedriglohnsektor seit 2007 um knapp fünf Prozentpunkte zurück, 
in Ostdeutschland sogar um 14 Prozentpunkte

• Haushaltsnettoeinkommen stiegen seit 1995 inflationsbereinigt um im Schnitt 35 Prozent, 
im untersten Dezil stagnierten sie aber

• Armutsrisiko sank von hohem Niveau; vor allem Alleinerziehende profitierten mit Rückgang 
um 4,3 Prozentpunkte

• Will man Armutsrisiko weiter reduzieren, sollten Bildungsausgaben gezielt getätigt werden, um 
Zahl der Schulabgänger*innen ohne Abschluss zu reduzieren

http://www.diw.de/mediathek
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ABSTRACT

Die Bruttostundenlöhne von abhängig Beschäftigten sind im 

Zeitraum 1995 bis 2022 trotz zuletzt hoher Inflation real um 

rund 15 Prozent gestiegen. Vor allem das unterste Lohndezil 

holte nach zwischenzeitlich starken Reallohnverlusten wieder 

gegenüber allen anderen Dezilen auf. Parallel dazu ging der 

Niedriglohnsektor seit 2007 um knapp fünf Prozentpunkte 

zurück, in Ostdeutschland sogar um 14 Prozentpunkte. Im Jahr 

2022 befanden sich 18,5 Prozent der abhängig Beschäftigten 

in Haupttätigkeit in diesem Lohnsegment. Die Haushaltsnetto-

einkommen stiegen seit 1995 inflationsbereinigt um im Schnitt 

35 Prozent. Beim Armutsrisiko deutet sich nach einer langen 

Phase des Anstiegs ein Trendbruch an. Unter Alleinerziehen-

den zeigt sich deutschlandweit seit 2010 ein Rückgang um 

4,3 Prozentpunkte, in Ostdeutschland sogar um knapp 15 Pro-

zentpunkte. Will man das weiterhin hohe Armutsrisiko redu-

zieren, sollten Kinder und Jugendliche in den Blick genommen 

werden, da der Anteil der frühen Schulabgänger*innen zuletzt 

auf 13,1 Prozent gewachsen ist. Ohne qualifizierten Bildungs-

abschluss sind aber Armutskarrieren sehr wahrscheinlich. 

Gezielte Bildungsausgaben, die über höhere Steuern auf 

Vermögen finanziert werden könnten, sind auch aus diesem 

Grund dringend erforderlich.

Zahlreiche Umbrüche haben in den vergangenen 30 Jahren 
die wirtschaftliche Situation in Deutschland gekennzeichnet, 
was sich auch auf die Arbeitseinkommen der Bevölkerung 
auswirkte. Während Mitte der 2000er Jahre die Arbeitslosig-
keit einen Höchststand erreichte, hat sich der Arbeitsmarkt 
seitdem grundlegend stabilisiert. Trotz größerer wirtschaftli-
cher Einbrüche – vor allem die weltweite Finanzmarkt- und 
die anschließende Euroschuldenkrise ab 2007 sowie ab 2020 
die Coronapandemie – blieb die Arbeitslosenquote gering. 
Bedingt durch den Überfall Russlands auf die Ukraine kam 
es danach zu einer seit Jahrzehnten nicht mehr erlebten 
Inflation.

Alle diese Ereignisse hatten auch Auswirkungen auf die 
Löhne und Einkommen der privaten Haushalte und deren 
Verteilung. Ziel dieses Berichts ist es, die Entwicklung der 
Bruttostundenlöhne und der Haushaltsnettoeinkommen 
unter besonderer Berücksichtigung des Armutsrisikos im 
Zeitraum 1995 bis 2022 zu präsentieren.1 Hierzu werden Ein-
kommensinformationen des Sozio-oekonomischen Panels 
(SOEP)2, das in Zusammenarbeit mit infas – Institut für 
angewandte Sozialwissenschaft erhoben wird, herangezo-
gen (Kasten). Ergänzt werden diese durch Informationen 
des Statistisches Bundesamtes.

Inflation dämpft den Anstieg der realen 
Stundenlöhne nur geringfügig

Gut drei Viertel der Personen im erwerbsfähigen Alter 
zwischen 25 bis 64  Jahren in Deutschland haben im 
Jahr 2023 ihren Lebensunterhalt vorrangig durch eigene 

1 Das Jahr 1995 wurde als Startjahr gewählt, da zu diesem Zeitpunkt die Transformation der ost-

deutschen Wirtschaft nach der Wiedervereinigung nahezu abgeschlossen war.

2 Das SOEP ist eine repräsentative jährliche Wiederholungsbefragung privater Haushalte, die 

seit 1984 in Westdeutschland und seit 1990 auch in Ostdeutschland durchgeführt wird; vgl. Jan 

 Goebel et al. (2018): The German Socio-Economic Panel (SOEP). Journal of Economics and Statis-

tics, 239(29), 345–360 (online verfügbar, abgerufen am 8. Januar 2025. Dies gilt für alle Onlinequel-

len in diesem Bericht, sofern nicht anders vermerkt). Für die vorliegende Publikation wurde die 

Datenversionen SOEPv39 genutzt, siehe dazu Informationen auf der Website des DIW Berlin.

Einkommensverteilung:  
Anzeichen für Trendbruch  
beim Armutsrisiko – Alleinerziehende 
seltener von Armut bedroht
Von Markus M. Grabka
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https://doi.org/10.18723/diw_wb:2025-8-1
https://www.degruyter.com/document/doi/10.1515/jbnst-2018-0022/html
https://www.diw.de/en/diw_01.c.918103.en/edition/soep-core_v39eu__data_1984-2022__eu-edition.html
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Erwerbstätigkeit bestritten.3 Darunter stellt eine abhängige 
Beschäftigung die weitaus wichtigste und häufigste Quelle 
des Lebensunterhalts dar. Daher werden im Folgenden die 
vereinbarten realen4 Bruttostundenlöhne abhängig Beschäf-
tigter in Haupttätigkeit betrachtet.5

Die durchschnittlichen realen Bruttostundenlöhne san-
ken im Zeitraum 1995 bis 2012 insgesamt um drei Prozent 
(Abbildung 1). Diese Phase prägte zunächst eine steigende 
beziehungsweise hohe Arbeitslosigkeit in Deutschland, auf 
die die Tarifpartner mit Lohnzurückhaltung reagierten. Im 
Gegensatz dazu stiegen die Löhne von 2013 bis 2021 real 
um 19 Prozent. Durch die stark gestiegene Inflation im Jahr 
2022 kam es erstmals seit knapp zehn Jahren wieder zu rea-
len Verlusten.6

3 Statistisches Bundesamt (2024): Drei Viertel der 25- bis 64-Jährigen lebten 2023 von eigener 

Erwerbstätigkeit. Pressemitteilung vom 2. April 2024 (online verfügbar).

4 Mit dem Verbraucherpreisindex des Statistischen Bundesamtes in Preisen des Jahres 2020 

umgerechnet.

5 Nicht berücksichtigt werden hierbei Selbstständige, Auszubildende, Praktikant*innen sowie 

Wehr- und Zivildienstleistende.

6 Bezogen auf den Reallohnindex des Statistischen Bundesamtes beträgt dieser Rückgang vier 

Prozent gegenüber dem Vorjahr, vgl. die Daten auf der Website des Statistischen Bundesamts 

( online verfügbar). Seit dem zweiten Quartal 2023 ist es aber wieder sechs Quartale in Folge zu 

Real lohnsteigerungen gekommen.

Kasten

Annahmen bei der Einkommensmessung

Der vorliegende Bericht verwendet das Konzept des Brutto-

stundenlohns. Dieser wird auf Grundlage der vertraglich 

vereinbarten Arbeitszeit (liegt keine vereinbarte Arbeitszeit 

vor, wird die geleistete Arbeitszeit herangezogen) und den 

Angaben zum Bruttomonatsverdienst inklusive eventueller 

Überstundenzahlungen des vorangegangenen Monats gebil-

det. Sonderzahlungen wie Urlaubs-, Weihnachtsgeld oder Boni 

bleiben dabei unberücksichtigt. Die wöchentliche Arbeitszeit 

wird mit dem Faktor 4,33 multipliziert, um die monatliche 

Arbeitszeit zu erhalten. Es wird nur der Lohn aus einer Haupt-

tätigkeit herangezogen, Nebentätigkeiten bleiben unberück-

sichtigt.

Die Haushaltsnettoeinkommen werden bedarfsgewichtet. So 

wird die Einkommenssituation von Haushalten unterschied-

licher Größe und Zusammensetzung – internationalen Stan-

dards entsprechend – durch die Umrechnung des gesamten 

Einkommens eines Haushalts in sogenannte bedarfsgewichte 

Einkommen (Äquivalenzeinkommen) vergleichbar gemacht. 

Dazu werden die Haushaltseinkommen unter Verwendung ei-

ner von der OECD vorgeschlagenen und in Europa allgemein 

akzeptierten Skala umgerechnet: Jedem Haushaltsmitglied 

wird das so errechnete Äquivalenzeinkommen zugewiesen, 

unter der Annahme, dass alle Haushaltsmitglieder in gleicher 

Weise vom gemeinsamen Einkommen profitieren. Dabei erhält 

der Haushaltsvorstand ein Bedarfsgewicht von eins; weitere 

erwachsene Personen haben jeweils ein Gewicht von 0,5 und 

Kinder bis zu 14 Jahren ein Gewicht von 0,3.1 Unterstellt wird 

also eine Kostendegression in größeren Haushalten.

Zur Messung der Haushaltsnettoeinkommen stehen im SOEP 

zwei Konzepte zur Verfügung. Zum einen das Einkommen des 

laufenden Monats und zum anderen das im Vorjahr bezogene 

Haushaltsnettoeinkommen. Ersteres hat den Vorteil der Kon-

sistenz zwischen aktueller Haushaltsstruktur und erhaltenen 

Einkommen, dafür beschreibt dieses nur eine Momentauf-

nahme, denn im Jahresverlauf können sich Veränderungen 

der Einkommenssituation zum Beispiel aufgrund saisonaler 

Arbeitslosigkeit oder von unregelmäßig erhaltenen Zahlungen 

wie Kapitaleinkünften ergeben. Diese Volatilität wird mit den 

Jahreseinkommen besser erfasst, da im SOEP detailliert nach 

verschiedenen im Vorjahr erhaltenen Einkommensarten ge-

fragt wird.

1 Vgl. die Definition auf der Website von Eurostat (online verfügbar).

Abbildung 1

Vereinbarter realer Bruttostundenlohn in der Haupttätigkeit
In Euro pro Stunde

 









    

Anmerkungen: In Preisen von 2020. Abhängig Beschäftigte in Haupttätigkeit in Privathaushalten, ohne Auszubil-
dende, Praktikant*innen, Selbstständige. Die schattierten Flächen geben ein 95-Prozent-Konfidenzintervall an; die 
Fehlerwahrscheinlichkeit beträgt entsprechend fünf Prozent

Quelle: SOEPv39, eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2025

Durch die Inflation 2022 kam es erstmals seit 2012 wieder zu realen Verlusten bei 
den Bruttostundenlöhnen.

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2024/04/PD24_132_125.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Verdienste/Realloehne-Nettoverdienste/Tabellen/liste-reallohnindex.html
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Glossary:Equivalised_disposable_income/de
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Unterstes Lohndezil profitiert von 
überdurchschnittlichen Zuwächsen

Da sich die Entwicklung der Stundenlöhne über die Ver-
teilung hinweg von der des Durchschnitts unterscheiden 
kann, werden die Bruttostundenlöhne nach der Höhe sortiert 
und in zehn gleich große Gruppen (Dezile) eingeteilt. Das 
unterste (oberste) Dezil gibt den Lohn der ärmsten (reichs-
ten) zehn Prozent der Beschäftigten an.7 Der Mittelwert je 
Dezil wird zudem auf den Wert des Jahres 1995 normiert, 
sodass die prozentuale Entwicklung der Löhne je Dezil dar-
gestellt werden kann (Abbildung 2).

Auffällig ist hier vor allem die Entwicklung des unters-
ten Lohndezils. Zwischen 1995 und 2005 kam es in der 
Spitze zu realen Lohnverlusten von mehr als 25 Prozent. 
Dies lag unter anderem daran, dass die Zahl der Minijobs 
und schlecht bezahlten Dienstleitungsjobs zunahm und 

7 Zu beachten ist, dass die Beschäftigten über die Zeit hinweg aufgrund von individuellen Lohn-

veränderungen ihre Position verändern können und nicht immer demselben Dezil zuzuordnen 

sind.

öffentliche Unternehmen privatisiert wurden (beispielsweise 
kommunale Krankenhäuser), was vielfach mit Lohneinbu-
ßen bei Neuverträgen von Beschäftigten in diesen Sekto-
ren einherging.

Spätestens ab 2013 setzte eine Trendumkehr ein. Seitdem 
profitierte das unterste Lohndezil von überdurchschnitt-
lichen Zuwächsen. Im Jahr 2022 hatte das unterste Lohn-
dezil so weit aufgeholt, dass der relative Lohnzuwachs sich 
kaum noch von der Mehrheit der anderen Dezile unter-
schied. Dieser positive Trend war unter anderem das Ergeb-
nis der Einführung des Mindestlohns im Jahr 2015 und sei-
ner anschließenden Anhebungen. Aber auch die Lohnpoli-
tik der Gewerkschaften veränderte sich. Denn diese fordern 
seit einigen Jahren nicht nur gleiche prozentuale Lohnstei-
gerungen für alle Beschäftigten über alle Lohngruppen, son-
dern auch verstärkt pauschale Mindestzahlungen, die für 
untere Lohngruppen relativ gesehen deutlich höher ausfal-
len als für höhere Lohngruppen.

Insgesamt zeigte sich zwischen 1995 und Mitte der 2000er 
Jahre ein Auseinanderdriften zwischen den Dezilen, mit 

Abbildung 2

Normierter vereinbarter realer Bruttostundenlohn je Dezilen
Indexiert, 1995 = 100

 









     




















Anmerkungen: Abhängig Beschäftigte in Haupttätigkeit in Privathaushalten, ohne Auszubildende, Praktikant*innen, Selbstständige. In Preisen von 2020.

Quelle: SOEPv39, eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2025

Das unterste Lohndezil hat seit 2013 wieder aufgeholt.
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realen Lohnverlusten in der unteren Hälfte der Vertei-
lung und leichten Zuwächsen am oberen Rand. Seit 2013 
nähern sich die Dezile wieder an, so dass sich die relativen 
Zuwächse am aktuellen Rand nur noch wenig unterschei-
den. Dadurch ist es wieder zu einer Kompression der Lohn-
verteilung gekommen.8

Trendumkehr im Niedriglohnsektor

Der sogenannte Niedriglohnsektor steht im Fokus der öffent-
lichen Debatte.9 Diesen bilden Arbeitnehmer*innen, die 
weniger als zwei Drittel des Medians des vereinbarten Brut-
tostundenlohns verdienen.10 Die Niedriglohnschwelle lag 
auf Basis der SOEP-Daten im Jahr 2022 bei rund 13,60 Euro 
brutto pro Stunde.

Der Ausbau des Niedriglohnsektors war in den 1990er und 
2000er Jahren politisch erwünscht, um den Arbeitsmarkt zu 
flexibilisieren und die hohe Arbeitslosigkeit für Menschen 
mit niedriger Produktivität abzubauen. Zwischen 1996 und 
2007 legte der Anteil der Beschäftigten im Niedriglohnsek-
tor von rund 16 Prozent um gut sieben Prozentpunkte auf 
mehr als 23 Prozent deutlich zu (Abbildung 3). Seitdem ist 
eine Trendumkehr zu erkennen. Dazu trug auch die Ein-
führung des Mindestlohns 2015, insbesondere die deutli-
che Abhebung von 9,60 Euro im Jahr 2021 auf zwölf Euro 
im Jahr 2022, bei. Entgegen den Befürchtungen hat der 
Mindestlohn der Beschäftigung im Niedriglohnsektor bis-
her nur wenig geschadet.11 Im Ergebnis befanden sich 2022 
noch 18,5 Prozent12 aller abhängig Beschäftigten in Haupt-
tätigkeit im Niedriglohnsektor, was dem Niveau der Jahrtau-
sendwende entspricht.

Niedriglohnsektor schrumpft besonders in 
Ostdeutschland

Da die Löhne in Ostdeutschland im Schnitt niedriger sind 
als in Westdeutschland, ist davon auszugehen, dass sich 
Anhebungen des Mindestlohns hier stärker auf die Lohn-
verteilung auswirken. Zunächst zeigt sich der zu erwar-
tende Befund, dass in Ostdeutschland der Niedriglohnsektor 
eine deutlich größere Bedeutung hat als in Westdeutschland 

8 Der Befund einer Kompression der Lohnverteilung wird auch von der amtlichen Statistik be-

stätigt, vgl. Statistisches Bundesamt (2024): Abstand zwischen Gering- und Besserverdienenden 

wird kleiner. Pressemitteilung vom 29. April 2024 (online verfügbar).

9 Vgl. zur Definition des Niedriglohnsektors Statistisches Bundesamt (2024): Low-wage rate 

( online verfügbar).

10 Der Median teilt die Arbeitnehmenden in zwei gleich große Gruppen. Die erste Gruppe besteht 

aus den Arbeitnehmenden mit geringen Löhnen, die anderen Gruppe mit höheren Löhnen.

11 Die Mindestlohnkommission führt unterschiedliche Erklärungen an, warum sowohl die Ein-

führung als auch die wiederholten Anhebungen des Mindestlohns bisher kaum negative Beschäf-

tigungseffekte hatten. So wird dargelegt, dass in stark vom Mindestlohn betroffenen Branchen 

wie dem Einzelhandel und dem Hotel- und Gaststättengewerbe als Wirtschaftszweige eine hohe 

Monopsonmacht vorliegt (vgl. Glossar zum Mindestlohn auf der Website des DIW Berlin). Zudem ist 

es aufgrund des Mindestlohns zu Umwandlungs- und Reallokationseffekten gekommen, so dass 

beispielsweise Minijobs in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung umgewandelt wurden. Vgl. 

Mindestlohnkommission (2023): Vierter Bericht zu den Auswirkungen des gesetzlichen Mindest-

lohns. Bericht der Mindestlohnkommission an die Bundesregierung nach § 9 Abs. 4 Mindestlohn-

gesetz, Berlin (online verfügbar).

12 Das Statistische Bundesamt kommt für den April 2022 mit 19,1 Prozent zu einem ähnlichen 

Wert, vgl. die Daten auf der Website des Statistischen Bundesamts (online verfügbar).

Abbildung 3

Anteil der Beschäftigten im Niedriglohnsektor1

In Prozent

 











     

1 Beschäftigte mit weniger als zwei Dritteln des Medians des Bruttostundenlohns.

Anmerkungen: Abhängig Beschäftigte in Haupttätigkeit in Privathaushalten, ohne Auszubildende, Praktikant*innen, 
Selbstständige. Die schattierte Fläche gibt ein 95-Prozent-Konfidenzintervall an.

Quelle: SOEPv39, eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2025

Seit Einführung des Mindestlohns ist der Anteil der Beschäftigten im Niedriglohn-
sektor auf nun 18,5 Prozent gesunken.

Abbildung 4

Anteil der Beschäftigten im Niedriglohnsektor in Ost und West1

In Prozent

      





















1 Beschäftigte mit weniger als zwei Dritteln des Medians des Bruttostundenlohns.

Anmerkungen: Abhängig Beschäftigte in Haupttätigkeit in Privathaushalten, ohne Auszubildende, Praktikant*innen, 
Selbstständige. Die schattierte Fläche gibt ein 95-Prozent-Konfidenzintervall an.

Quelle: SOEPv39, eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2025

Insbesondere in Ostdeutschland zeigt sich ein starker Rückgang des Niedriglohn-
sektors.

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2024/04/PD24_168_623.html
https://www.destatis.de/EN/Themes/Labour/Labour-Market/Quality-Employment/Dimension2/2_1_LowWages.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.827162.de/mindestlohn.html
https://www.mindestlohn-kommission.de/DE/Bericht/bericht-4_node
https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Verdienste/Mindestloehne/Tabellen/niedriglohn-beschaeftigte.html
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Rückgangs des Niedriglohnsektors bis 2022 auf 16,6 Prozent 
(Ostdeutschland sieben Prozent) gesunken.14

Reale Haushaltnettoeinkommen seit 1995 im 
Schnitt um 35 Prozent gestiegen

Die bisherigen Analysen bezogen sich auf den individuel-
len Bruttostundenlohn. Neben Löhnen beziehen viele Per-
sonen aber auch weitere Einkommen, wie staatliche Trans-
fers oder Kapitaleinkommen. Zudem leben Personen in 
Haushalten zusammen und teilen für gewöhnlich ihre öko-
nomischen Ressourcen. Daher werden im Folgenden die 
Haushaltsnettoeinkommen betrachtet, die für die ökono-
mische Situation der Menschen in Deutschland aussage-
kräftiger sind. Um Skaleneffekte des gemeinsamen Wirt-
schaftens zu berücksichtigen, wird eine Bedarfsgewichtung 
 vorgenommen (Kasten).15

Die Entwicklung der realen bedarfsgewichteten Haushalts-
nettoeinkommen weist seit Mitte der 1990er Jahre eine posi-
tive Entwicklung auf (Abbildung 5). Demnach wuchsen die 
Haushaltsnettoeinkommen zwischen 1995 und 2014 nur 
langsam und summierten sich bis dahin auf einen Anstieg 
von zwölf Prozent. Dies entspricht einer jährlichen Verän-
derungsrate von lediglich rund 0,6 Prozent. Seitdem stie-
gen, parallel zu den Steigerungen der Reallöhne, auch die 
Haushaltsnettoeinkommen deutlich stärker an.16 Bis zum 
Jahr 2021 summierten sich die Zuwächse über den gesam-
ten Zeitraum real auf im Schnitt 35 Prozent.17

Wie zuvor kann die Entwicklung der realen Haushaltsnetto-
einkommen auch nach Dezilen dargestellt werden. Nor-
miert man wieder auf das Ausgangsjahr 1995 (=100), so wird 
ersichtlich, dass insgesamt die Schere zwischen ärmeren und 
einkommensstarken Haushalten auseinander gegangen ist. 
Für das oberste einkommensstärkste Dezil summieren sich 
die realen Zuwächse bis zum Jahr 2021 auf 58 Prozent, wäh-
rend am unteren Ende das erste Dezil im gleichen Zeitraum 
stagnierte und damit das gleiche reale Einkommensniveau 
aufweist wie noch vor 25 Jahren (Abbildung 6).

Anzeichen eines Trendbruchs beim Armutsrisiko

Da der Mittelwert keine Aussagen über die Entwicklung an 
verschiedenen Punkten der Verteilung erlaubt, wird im Fol-
genden exemplarisch die sogenannte Armutsrisikoquote zur 
Beschreibung des unteren Rands der Einkommensverteilung 

14 Das Statistische Bundesamt berichtet am aktuellen Rand über eine geschlechtsspezifische 

Lohnlücke von 16 Prozent. Werden Unterschiede in der Arbeitszeit oder auch im ausgeübten Be-

ruf berücksichtigt, erhält man die sogenannte bereinigte Lohnlücke. Diese beläuft sich auf sechs 

Prozent, vgl. Statistisches Bundesamt (2025): Gender Pay Gap sinkt 2024 im Vergleich zum Vorjahr 

von 18 Prozent auf 16 Prozent. Pressemitteilung vom 13. Februar 2025 (online verfügbar, abgerufen 

am 13. Februar 2025).

15 Vgl. den Glossar-Eintrag zum Äquivalenzeinkommen auf der Website des DIW Berlin.

16 So orientieren sich beispielsweise die Renten der Gesetzlichen Rentenversicherung an der 

Entwicklung der Durchschnittslöhne.

17 Die Entwicklung der Haushaltsnettoeinkommen wird hier auf Grundlage der retrospektiv erho-

benen Jahreseinkommen vorgenommen, die im Jahr 2022 erhoben wurden und sich auf das Vor-

jahr, also zuletzt auf das Jahr 2021 beziehen.

(Abbildung 4). So machte zum Beispiel im Jahr 2000 die 
Differenz zwischen den beiden Landesteilen gut 20 Pro-
zentpunkte aus. Die Expansion des Niedriglohnsektors in 
Ostdeutschland erreichte im Jahr 2007 einen Höchststand 
von 38 Prozent. Seitdem hat sich das Bild substanziell auf-
gehellt: 2022 waren dort weniger als 24 Prozent der abhän-
gig Beschäftigten dem Niedriglohnsektor zuzuordnen.13 In 
Westdeutschland begann die Trendumkehr erst 2017 und 
fiel zudem kleiner aus. Hier befanden sich am aktuellen 
Rand rund 17 Prozent der abhängig Beschäftigten im Nied-
riglohnsektor. Insgesamt ist es somit vor allem dem starken 
Rückgang von Beschäftigten im Niedriglohnsektor in Ost-
deutschland seit 2007 zu verdanken, dass sich die Lohnver-
teilungen der beiden Landesteile deutlich angeglichen haben.

Da generell mehr Frauen im Niedriglohnsektor arbeiten, 
profitierten diese besonders vom Rückgang dieses Lohn-
segments. Dies zeigte sich auch in der geschlechtsspezifi-
schen unbereinigten Lohnlücke (Gender Pay Gap). Diese 
lag Mitte der 2000er Jahre noch bei etwa 23 Prozent (in Ost-
deutschland bei knapp zehn Prozent) und ist im Zuge des 

13 Auch das Statistische Bundesamt berichtet für einen Zeitraum von zehn Jahren über einen 

Rückgang des Niedriglohnsektors in Ostdeutschland um 17 Prozentpunkte auf zuletzt 18 Prozent, 

vgl. Destatis (2025): 1,3 Millionen weniger Niedriglohnjobs von 2014 bis 2024. Pressemitteilung 

vom 6. Februar (online verfügbar, abgerufen am 6. Februar 2025).

Abbildung 5

Entwicklung der realen bedarfsgewichteten 
Haushaltsnettoeinkommen
Indexiert, 1995 = 100

 



















    

Anmerkungen: Reale Einkommen in Preisen von 2020. Personen in Privathaushalten. Bedarfsgewichtete Jahresein-
kommen im Folgejahr erhoben, bedarfsgewichtet mit der modifizierten OECD-Äquivalenzskala.

Quelle: SOEPv39, eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2025

Seit 1995 haben die realen Haushaltsnettoeinkommen im Schnitt um 35 Prozent 
zugenommen.

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/02/PD25_056_621.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.411605.de/aequivalenzeinkommen.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/02/PD25_047_623.html
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herangezogen. Dies ist ein Indikator der vielfach in der Sozial-
berichterstattung verwendet wird, so zum Beispiel im Armuts-  
und Reichtumsbericht der Bundesregierung oder auch im 
Armutsbericht des Paritätischen Wohlfahrtsverbands.18

Ein Armutsrisiko liegt dann vor, wenn das eigene Einkom-
men weniger als 60 Prozent des Medians des bedarfsge-
wichteten Haushaltsnettoeinkommens ausmacht. Auf Basis 
der SOEP-Daten lag die Schwelle hierfür im Jahr 2021 für 
einen Einpersonenhaushalt bedarfsgewichtet bei nominal 
1 388 Euro netto pro Monat.19 Zur Beschreibung des Armuts-
risikos können drei alternative Datenquellen herangezogen 
werden. Neben dem SOEP sind dies der Mikrozensus und 
der deutsche Teil des Surveys European Union Statistics on 
Income and Living Conditions (EU-SILC).

18 Vgl. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung auf der Website des Bundesminis-

teriums für Arbeit und Soziales (online verfügbar) sowie Paritätischer Gesamtverband (2024): 

Armuts bericht 2024. Armut in der Inflation (online verfügbar).

19 Die Armutsrisikoquote ist ein rein eindimensionales Maß, da es sich ausschließlich an der 

Höhe des Einkommens bemisst und somit Aspekte wie das private Vermögen unberücksichtigt 

bleiben. Daher wird hier präziser auch von der Niedrigeinkommensquote gesprochen.

Die Niedrigeinkommensquote stieg auf Grundlage des SOEP 
seit Ende der 1990er Jahre stark, und zwar von rund elf Pro-
zent auf mehr als 17 Prozent bis zum Jahr 2021 (Abbildung 7). 
Hierfür können verschiedene Ursachen angeführt werden. 
So ist zunächst die Zunahme von Einpersonenhaushalten zu 
nennen, in denen ökonomische Ressourcen nicht mit ande-
ren Haushaltsmitgliedern geteilt werden können. Des weite-
ren wirkt sich ein höherer Anteil von jungen Erwachsenen 
auf das Armutsrisiko aus, da diese sich länger in Ausbildung 
befinden und während dieser Zeit selten Kapazität für eine 
Erwerbstätigkeit übrigbleibt. Zudem führt insbesondere seit 
2010 die zunehmende Migration zu einem höheren Armuts-
risiko. Da Migrant*innen nach Ankunft in Deutschland mit 
Sprachproblemen oder der Anerkennung von Berufsab-
schlüssen zu kämpfen haben, liegen deren Erwerbsquoten 
unter denen der einheimischen Bevölkerung.20

20 So hat sich allein im Zeitraum 2010 bis 2023 die Zahl der ausländischen Bevölkerung in 

Deutschland von 6,7 auf 13,9 Millionen mehr als verdoppelt (eigene Berechnungen auf Grundlage 

von Angaben des Statistischen Bundesamtes). Vgl. auch Markus M. Grabka und Jan Goebel (2020): 

Real einkommen steigen, Quote der Niedrigeinkommen sinkt in einzelnen Altersgruppen. DIW 

 Wochenbericht Nr. 18, 315–323 (online verfügbar).

Abbildung 6

Entwicklung der verfügbaren Haushaltseinkommen nach Dezilen
Indexiert, 1995 = 100

 















     




















Anmerkungen: Reale Einkommen in Preisen von 2020. Personen in Privathaushalten. Bedarfsgewichtete Jahreseinkommen im Folgejahr erhoben, bedarfsgewichtet mit der modifizierten OECD-Äquivalenzskala. Diese Abbildung ist 
auch als interaktive Grafik online verfügbar unter https://www.diw.de/einkommensverteilung2025.

Quelle: SOEPv39, eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2025

Nur die zehn Prozent der Haushalte mit den niedrigsten Einkommen haben inflationsbereinigt ihr Einkommen seit 1995 kaum steigern können.

Korrigierte Version: Abbildung 6 (Achsenbeschriftung 
mit Jahreszahlen)

https://www.armuts-und-reichtumsbericht.de/DE/Startseite/start.html
https://www.der-paritaetische.de/themen/sozial-und-europapolitik/armut-und-grundsicherung/armutsbericht/
https://www.diw.de/de/diw_01.c.785859.de/publikationen/wochenberichte/2020_18_1/realeinkommen_steigen__quote_der_niedrigeinkommen_sinkt_in_einzelnen_altersgruppen.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.936854.de/seiten/entwicklung_der_verfuegbaren_haushaltseinkommen_nach_dezilen_von_1995_bis_2021__interaktive_grafik.html
https://www.diw.de/einkommensverteilung2025
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Zieht man alternativ die Daten von EU-SILC heran, so fin-
det sich zunächst bis 2020 ein ähnlicher Trend mit einem 
Anstieg der Niedrigeinkommensquote auf rund 17 Prozent. 
Seitdem geht hier die Quote aber wieder zurück auf zuletzt 
14,4 Prozent. Auch die Ergebnisse auf Basis des Mikrozensus 
bestätigen die langfristige Zunahme des Armutsrisikos auf 
bis zu knapp 17 Prozent im Jahr 2021. Zuletzt deutete sich 
auch hier eine Trendumkehr mit einem Wert von 16,6 Pro-
zent an. Schaut man sich im SOEP anstelle des jährlichen 
Haushaltsnettoeinkommens das aktuelle monatliche Haus-
haltsnettoeinkommen an (Kasten), das vergleichbar ist mit 
dem Konzept des Mikrozensus, bestätigt sich die mögliche 
Trendumkehr: Nach einem Höchstwert im Jahr 2020 mit 
16,2 Prozent lag zuletzt ein Wert von 15,3 vor.

Deutlicher Rückgang des Armutsrisikos in 
Ostdeutschland

Die Analysen zum Niedriglohnsektor haben gezeigt, dass 
die Entwicklung in Ostdeutschland zuletzt positiver ver-
lief als in Westdeutschland. Es stellt sich somit die Frage, 
inwiefern sich dieser Befund auch in der Armutsrisikoquote 
widerspiegelt. Hierfür wird im Weiteren auf das monatliche 
Haushaltsnettoeinkommen aus dem SOEP zurückgegriffen.

In Ostdeutschland lag die Armutsrisikoquote durchweg 
höher als in Westdeutschland (Abbildung 8). Beide Regi-
onen wiesen zudem einen ähnlichen Trend auf. Ende der 
1990er Jahre stieg das Armutsrisiko in beiden Regionen 
deutlich. In Ostdeutschland wurde der Höhepunkt im Jahr 
2018 mit einem Wert von 22,4 Prozent erreicht. Seitdem ist 
das Armutsrisiko auf nunmehr 18,7 Prozent gesunken.21 In 
Westdeutschland wurde 2020 mit 15,1 Prozent der bisherige 
Höchststand erreicht. Anschließend nahm auch diese Quote 
etwas ab und lag im Jahr 2022 bei 14,5 Prozent.

Betrachtet man das Armutsrisiko in verschiedenen Alters-
gruppen, so profitierten vor allem Kinder und Jugendliche 
(minus zwei Prozentpunkte) sowie deren potenzielle Eltern-
generation der 25- bis 34-Jährigen mit minus 2,7 Prozent-
punkten vom Rückgang (Abbildung 9). In allen anderen 
Altersgruppen stagnierte das Armutsrisiko seit 2018.

In Ostdeutschland fiel dieser Trend deutlich stärker aus. 
Bei Kindern und Jugendlichen nahm hier das Armutsri-
siko seit 2018 um neun Prozentpunkte ab und unter den 
25- bis 34-Jährigen sogar um 15 Prozentpunkte.22 In der 
Gruppe der 34- bis 64-Jährigen reduzierte sich die Quote 
um immerhin 2,7 Prozentpunkte. Anders verhielt es sich 

21 Eine der Ursachen des rückläufigen Armutsrisikos in Ostdeutschland kann in der dortigen 

guten Arbeitsmarktlage gesehen werden, denn die aggregierten Bruttolöhne und -gehälter sind 

zwischen 2019 und 2023 in Ostdeutschland um 23 Prozent gestiegen, während sich im Westteil des 

Landes der Zuwachs nur auf 18 Prozent belief, vgl. Statistisches Bundesamt (2024): Brutto löhne 

und -gehälter (Inlandskonzept) bis 2023 – vorläufige Ergebnisse nach Bundesländern (online 

 verfügbar).

22 In der amtlichen Sozialberichterstattung auf Basis des Mikrozensus werden andere Alters-

gruppen ausgewiesen. Der Trend wird grundsätzlich bestätigt. Dieser fängt aber etwas früher an 

und fällt nicht ganz so stark wie auf Basis der SOEP-Daten aus. Vgl. die Daten auf der Website des 

gemeinsamem Statistikportals von Bund und Ländern (online verfügbar).

Abbildung 7

Niedrigeinkommensquote1

In Prozent

 









      









1 Personen mit weniger als 60 Prozent des Medians der verfügbaren Einkommen.

Anmerkungen: Personen in Privathaushalten. SOEP-Jahreseinkommen: bedarfsgewichtete Jahres einkommen im 
Folgejahr erhoben. SOEP-Monatseinkommen: bedarfsgewichtete Haushaltseinkommens des aktuellen Monats. 
Bedarfsgewichtet mit der modifizierten OECD-Äquivalenzskala.

Quellen: SOEPv39 und Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen. Angaben des Mikrozensus und EU-SILC: 
Statistisches Bundesamt (2024): Sozialberichterstattung der amtlichen Statistik.

© DIW Berlin 2025

Der Anteil der Niedrigeinkommensbeziehenden ist im Jahr 2022 wieder gesunken.

Abbildung 8

Niedrigeinkommensquote1 nach Region
In Prozent

 















     





1 Personen mit weniger als 60 Prozent des Medians der verfügbaren Einkommen.

Anmerkungen: Personen in Privathaushalten. SOEP-Monatseinkommen: bedarfsgewichtete Haushalts einkommens 
des aktuellen Monats. Bedarfsgewichtet mit der modifizierten OECD-Äquivalenzskala.

Quelle: SOEPv39, eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2025

Der Anteil der Niedrigeinkommensbeziehenden ist vor allem in Ostdeutschland seit 
2018 gesunken.

https://www.statistikportal.de/de/vgrdl/ergebnisse-laenderebene/einkommen/ane
https://www.statistikportal.de/de/vgrdl/ergebnisse-laenderebene/einkommen/ane
https://www.statistikportal.de/de/sbe
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bei jungen Erwachsenen im Alter zwischen 18 und 24 Jah-
ren und bei solchen im Rentenalter (ab 65 Jahren) in Ost-
deutschland. Bei ersteren nahm das Armutsrisiko um knapp 
fünf Prozentpunkte und bei den Älteren um etwas mehr als 
einen Prozentpunkt zu.23 Zudem ist bemerkenswert, dass 
die Armutsrisikoquote für Kinder und Jugendliche im Jahr 
2022 erstmals in beiden Landesteilen nahezu gleichauf lag 
(rund 18 Prozent).

Alleinerziehende profitieren von politischen 
Maßnahmen

Die Bevölkerungsgruppe mit einer der höchsten Niedrig-
einkommensquoten sind Alleinerziehende. Zunächst zeigte 
sich für Deutschland insgesamt in der langen Frist eine 
Zunahme des Armutsrisikos bei Alleinerziehenden (Abbil-
dung 10, oben). Während Ende der 1990er Jahre rund ein 
Viertel aller Alleinerziehenden von Armut bedroht war, ist 
diese Quote bis auf 37 Prozent im Jahr 2018 stark gestie-
gen. Seitdem kehrt sich der Trend um; bis 2022 ist ein Rück-
gang auf etwa 31 Prozent festzustellen. In Ostdeutschland 
wurde der Höhepunkt des Armutsrisikos dieser Bevölke-
rungsgruppe bereits im Jahr 2010 mit knapp 47 Prozent 
erreicht. Seitdem ist ein deutlicher Rückgang zu verzeich-
nen, der nur durch eine kurze Phase rund um 2018 unter-
brochen wurde. Aktuell liegt die Armutsrisikoquote von 
Alleinerziehenden in Ostdeutschland nur noch bei 32 Pro-
zent und damit knapp 15 Prozentpunkte niedriger als 2010.24 
Zugleich wurde damit wieder das Niveau wie zur Mitte der 
1990er Jahre erreicht.

In Westdeutschland wurde der bisherige Höchststand der 
Niedrigeinkommensquote bei Alleinerziehenden im Jahr 
2018 mit etwa 35 Prozent erreicht. Danach setzte auch hier 
ein Rückgang ein, der mit 4,6 Prozentpunkten schwächer 
als in Ostdeutschland ausfiel.

Für den zuletzt beobachteten Rückgang des Armutsrisikos 
unter Alleinerziehenden können verschiedene Gründe ange-
führt werden. Zunächst ist ein verändertes Arbeitsmarktver-
halten zu nennen. Denn in Ostdeutschland ging Mitte der 
2000er Jahre weniger als die Hälfte der Alleinerziehenden 
einer Erwerbstätigkeit nach (Abbildung 10, unten). Dies hat 
sich seitdem grundlegend geändert: Aktuell üben mehr als 
61 Prozent eine Erwerbstätigkeit aus. Auch in Westdeutsch-
land hat die Erwerbsquote der Alleinerziehenden seit Mitte 
der 2000er Jahre um rund zehn Prozentpunkte von 53 auf 
63 Prozent zugelegt. Mit dazu beigetragen haben dürfte hier 
der Ausbau der Kinderbetreuung. So hat sich allein die Zahl 
der Kinder unter drei Jahren in der Kindertagesbetreuung 
zwischen 2006 und 2021 mehr als verdreifacht.25

23 Der Trend eines zunehmenden Armutsrisikos unter Menschen im Rentenalter zeigt sich auch 

im Mikrozensus.

24 Zieht man alternativ die Ergebnisse des Mikrozensus heran, so zeigt sich für den Zeitraum 

2013 bis 2023 ein Rückgang der Armutsrisikoquote um 9,7 Prozentpunkte.

25 Die Zahl stieg von 286 017 auf 809 908, vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren,  Frauen 

und Jugend (2022): Kindertagesbetreuung Kompakt. Ausbaustand und Bedarf (online  verfügbar).

Flankiert wurde diese Entwicklung von verschiedenen poli-
tischen Reformen, die zum Ziel hatten, Armut bei Allein-
erziehenden zu bekämpfen. Hierzu zählt unter anderem 
der Kinderzuschlag, der sich seit seiner Einführung im Jahr 
2005 von maximal 140 Euro pro Monat auf 292 Euro im Jahr 
2024 mehr als verdoppelt hat. Parallel dazu hat auch die 
Zahl der Kinder, die vom Kinderzuschlag profitieren, deut-
lich zugenommen: allein im Zeitraum 2017 bis Ende 2024 
von 258 000 Kinder auf 1,3 Millionen, darunter allein 230 000 
Kinder aus Alleinerziehendenhaushalten.26 Der steuerliche 
Entlastungsbetrag für Alleinerziehende wurde im Jahr 2020 
gegenüber dem Vorjahr von 1 908 Euro auf 4 008 Euro mehr 
als verdoppelt. Daneben führte die Gesetzesänderung zur 
Regelung des Unterhaltsvorschusses im Jahr 2017 dazu, dass 
sich die Zahl der leistungsbeziehenden Kinder von 414 000 
vor der Reform auf 830 186 im Jahr 2023 erhöhte.27 Ferner 
ist die schrittweise Erhöhung des Mindestlohns auch Allein-
erziehenden zugutegekommen.

26 Vgl. Karin Christmann (2025): Armut in Deutschland. Immer mehr Familien nehmen Kinder-

zuschlag in Anspruch. Tagesspiegel vom 3. Januar 2025 (online verfügbar).

27 Vgl. die Daten des Bundesministeriums für Familien, Senioren, Frauen und Jugend von 2024 

(online verfügbar) sowie Anne Lenze (2021): Alleinerziehende weiter unter Druck. Bedarfe, recht-

liche Regelungen und Reformansätze. Bertelsmann Stiftung.

Abbildung 9

Niedrigeinkommensquote1 nach Altersgruppen
In Prozent

 



















     

1 Personen mit weniger als 60 Prozent des Medians der verfügbaren Einkommen.

Anmerkungen: Personen in Privathaushalten. SOEP-Monatseinkommen: bedarfsgewichtete Haushalts einkommens 
des aktuellen Monats. Bedarfsgewichtet mit der modifizierten OECD-Äquivalenzskala.

Quelle: SOEPv39, eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2025

Vor allem Kinder und Jugendliche sowie die Generation ihrer Eltern leben seltener in 
armutsgefährdeten Haushalten.

https://www.bmfsfj.de/resource/blob/198582/91782a04c2b2f916dae909998bf38208/kindertagesbetreuung-kompakt-ausbaustand-und-bedarf-2021-data.pdf
https://www.tagesspiegel.de/politik/armut-in-deutschland-immer-mehr-familien-nehmen-kinderzuschlag-in-anspruch-12958690.html
https://www.daten.bmfsfj.de/resource/blob/243192/1e38ceda98b4ad7e42497c71d35c0b5c/2023-uvg-leistungsberechtigte-data.xlsx
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Materielle Deprivation nimmt ab

Ein alternatives Konzept zur Messung von Armut in einer 
Gesellschaft ist das der materiellen Deprivation. Materielle 
Deprivation liegt dann vor, wenn aus finanziellen Gründen 
auf ausgewählte Güter oder Dienstleistungen verzichtet wird. 
Im Falle des SOEP werden hierzu sieben Indikatoren seit 
2005 erfasst. Dabei wird gefragt, ob es einen Internetan-
schluss oder ein Auto im Haushalt gibt, ob finanzielle Rück-
lagen für Notlagen vorhanden sind, ob mindestens eine ein-
wöchige Urlaubsreise im Jahr gemacht wird, ob mindestens 
einmal im Monat Freunde zum Essen eingeladen werden, ob 
mindestens alle zwei Tage eine warme Mahlzeit mit Fleisch, 
Fisch oder Geflügel gegessen wird oder ob abgenutzte Möbel 
durch neue ersetzt werden. Wenn Befragte angeben, auf drei 
oder mehr dieser Indikatoren aus finanziellen Gründen zu 
verzichten, liegt materielle Deprivation vor.28

Im Jahr 2005 galten demnach etwa 19 Prozent der Bevöl-
kerung als materiell depriviert (Abbildung 11). Parallel zu 
der oben beschriebenen positiven Entwicklung der realen 
Haushaltsnettoeinkommen und des Armutsrisikos findet 
sich hier ein in der langen Frist ähnlicher Trend. So hat der 
Anteil der Menschen, die materiell depriviert sind, bis zum 
Jahr 2021 deutlich abgenommen auf nur noch etwa sieben 
Prozent. Betrachtet man nur Alleinerziehende, so liegt ein 
paralleler Trend auf höherem Niveau vor. Während 2005 
noch nahezu jeder zweite Haushalt von Alleinerziehenden 
(47 Prozent) materiell depriviert war, trifft dies am aktuel-
len Rand nur noch auf etwa 18 Prozent zu, ein Rückgang 
um 29 Prozentpunkte.

Fazit: Zahl früher Schulabgänge reduzieren

Sowohl die Bruttolöhne als auch die Haushaltsnettoein-
kommen sind in der langen Frist real deutlich gestiegen. 
Dieses Wachstum wurde durch die hohe Inflation im Jahr 
2022 zunächst gestoppt. Bei den zehn Prozent der Men-
schen mit den niedrigsten Löhnen und Haushaltsnettoein-
kommen zeigten sich positive Entwicklungen. Denn nicht 
nur der Niedriglohnsektor hat vor allem in Ostdeutschland 
an Bedeutung verloren, sondern es gibt auch Anzeichen für 
einen Trendbruch beim Armutsrisiko. Auch hier ist die Ent-
wicklung in Ostdeutschland positiver als in Westdeutsch-
land. Betrachtet man Haushaltstypen, so geht vor allem 
das Armutsrisiko bei Alleinerziehenden zurück. Dies kann 
dahingehend interpretiert werden, dass die verschiedenen 
Reformen, die Alleinerziehende im Fokus hatten, Wirkung 
entfalteten. Ungeachtet dessen ist das Armutsrisiko in der 
Gesamtbevölkerung weiterhin deutlich höher als noch Ende 
der 1990er Jahre. 

Eine Zielgruppe politischen Handelns sollten Kin-
der und Jugendliche sein, da sich der Anteil der frühen 

28 Das Statistische Bundesamt hat die zugrundeliegenden Indikatoren zur Messung materieller 

Deprivation wiederholt geändert, so dass intertemporale Vergleiche kaum möglich sind. Vgl. auch 

die Indikatoren beim Statistischen Bundesamt von 2023 (online verfügbar). Daher wird im SOEP 

ein davon abweichendes Set an Indikatoren verwendet, die aber über die Zeit hinweg vergleichbar 

sind.

Abbildung 10

Niedrigeinkommensquote1 bei Alleinerziehenden und 
Erwerbsquote von Alleinerziehenden nach Region
In Prozent

 



















    







     





















1 Personen mit weniger als 60 Prozent des Medians der verfügbaren Einkommen.

Anmerkungen: Personen in Privathaushalten. SOEP-Monatseinkommen: bedarfsgewichtete Haushaltseinkommen des 
aktuellen Monats. Bedarfsgewichtet mit der modifizierten OECD-Äquivalenzskala.

Quelle: SOEPv39, eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2025

Insbesondere in den ostdeutschen Ländern ist der Anteil Alleinerziehender mit 
Niedrig einkommen stark gesunken.

https://dns-indikatoren.de/1-1-ab/
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Schulabgänger*innen29 zwischen 2014 und 2023 von 9,5 Pro-
zent auf 13,1 Prozent deutlich erhöht hat. Ohne qualifizier-
ten Bildungsabschluss besteht das Risiko für langfristige 
Armutskarrieren. Dabei werden die jungen Menschen drin-
gend für den Arbeitsmarkt benötigt. Gezielte Bildungsaus-
gaben könnten beispielsweise durch höhere vermögens-
bezogene Steuern finanziert werden. In Deutschland liegt 
ohnehin keine vertikale Steuergerechtigkeit vor, da Perso-
nen mit vergleichbarer finanzieller Leistungsfähigkeit je 
nach Einkommensart verschieden steuerlich belastet wer-
den. So werden Löhne mit bis zu 45 Prozent besteuert, wäh-
rend Einkommen aus Kapitalanlagen unabhängig von der 
Höhe nur maximal mit 25 Prozent (zuzüglich Solidaritäts-
zuschlag) zu versteuern sind.30 Dies ließe sich durch höhere 
Steuern auf Kapitaleinkommen ändern. Außerdem sollte 
größeres Augenmerk auf das wachsende Problem von Alters-
armut gelegt werden, da diese soziale Lage typischerweise 
dauerhaft ist.

29 Der Indikator gibt den Anteil der Personen in der Altersgruppe der 18- bis 24-jährigen Bevöl-

kerung an, die sich nicht oder nicht mehr in Ausbildung oder Weiterbildung befinden und nicht 

über einen Abschluss des Sekundarbereichs II verfügen. Vgl. Statistisches Bundesamt (2024): Frü-

he Schulabgänger/-innen (online verfügbar).

30 Vgl. Stefan Bach und Hermann Buslei (2017): Abschaffung der Abgeltungsteuer und Rückkehr 

zur persönlichen Besteuerung führt zu Steuerausfällen und belastet hohe Einkommen kaum. DIW 

Wochenbericht Nr. 45, 1016–1025 (online verfügbar).
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Abbildung 11

Anteil der Personen insgesamt und Alleinerziehende, die von 
materieller Deprivation betroffen sind
In Prozent

 





















        



Anmerkungen: Personen in Privathaushalten. Materielle Deprivation liegt vor, wenn drei von sieben  Indikatoren aus 
finanziellen Gründen nicht vorliegen. Angaben in den Jahren 2011 und 2013 sind unterschätzt, da neue Teilstichpro-
ben Fragen zur Deprivation nicht enthielten.

Quelle: SOEPv39, eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2025

Der Anteil der materiell Deprivierten ist bei Alleinerziehenden stark rückläufig.

https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kultur/Bildungsindikatoren/frueher-schulabgang-tabelle.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.568718.de/publikationen/wochenberichte/2017_45_3/abschaffung_der_abgeltungsteuer_und_rueckkehr_zur_persoenlic___fuehrt_zu_steuerausfaellen_und_belastet_hohe_einkommen_kaum.html
http://www.diw.de/diw_weekly
mailto:mgrabka%40diw.de?subject=
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Das vollständige Interview zum Anhören finden Sie auf  
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1. Herr Grabka, wie haben sich die Bruttostundenlöhne in 

Deutschland entwickelt? Wir betrachten in unserer Studie 

die langfristige Entwicklung der Bruttostundenlöhne von 

1995 bis einschließlich 2022. Dabei zeigt sich insgesamt ein 

positives Bild, denn im Durchschnitt hatten Beschäftigte 

2022 inflationsbereinigt einen 15 Prozent höheren Stunden-

lohn als noch 1995.

2. Wie unterscheidet sich die Entwicklung in den verschie-

denen Lohnbereichen? Vor allem in den frühen 2000er 

Jahren ging die Schere zwischen den unteren und oberen 

Lohndezilen stark auseinander. Zum Beispiel erfuhren die 

Lohnbeziehenden im untersten Dezil Mitte der 2000 Jahre 

reale Verluste von bis zu 25 Prozent. Doch zwischen 2013 

bis 2015 drehte sich das Bild und insbesondere die unteren 

Beschäftigten hatten wieder starke Lohnzuwächse.

3. Wie ist die Entwicklung im untersten Lohndezil zu er-

klären? Entscheidend sind zum einen die branchenspezifi-

schen Mindestlöhne, die es schon vor 2015 gab und mit dem 

Jahr 2015 die Einführung des allgemeinverbindlichen Min-

destlohns sowie dessen wiederholte Anhebung. Zweitens ist 

eine veränderte Lohnpolitik der Gewerkschaften zu nennen, 

die nicht mehr nur pauschale Lohnsteigerungen für alle 

fordern, sondern gleichzeitig einen absoluten Lohnzuschlag 

für die untere Einkommensgruppe. Das führt im Ergebnis zu 

relativ höheren Lohnsteigerungen am unteren Rand als im 

Rest der Lohnverteilung.

4. Wie haben sich die Haushaltseinkommen im Vergleich 

zu den Löhnen entwickelt? Die Entwicklung bei den 

Haushaltsnettoeinkommen ist weitaus positiver als bei den 

Löhnen. Da kommen noch andere Faktoren wie die Entwick-

lung der Kapitaleinkommen hinzu. Im Durchschnitt haben 

sich die Haushaltsnettoeinkommen zwischen 1995 bis 2021 

mit einem realen Zuwachs von rund 35 Prozent sehr positiv 

entwickelt. Insgesamt können sich die Deutschen ein Drittel 

mehr Güter und Dienstleistungen leisten als noch vor über 

25 Jahren.

5. Hat das Armutsrisiko zu- oder abgenommen? In der lan-

gen Frist beobachten wir, dass das Armutsrisiko in Deutsch-

land seit Ende der 90er Jahre durchaus nennenswert 

zugelegt hat. Aber etwa seit dem Jahr 2018 zeichnet sich 

hier eine Trendumkehr ab, je nachdem welche Datenquelle 

man heranzieht. Beispielsweis nach den Daten von EU-SILC 

lag das Armutsrisiko in der Spitze bei 16,8 Prozent. Mit den 

aktuellen Daten liegt es nur noch bei 14,4 Prozent.

6. Welche Gründe hat der Rückgang des Armutsrisikos? 

Die positiven Entwicklungen am Arbeitsmarkt und insbe-

sondere der deutliche Rückgang des Niedriglohnsektors 

spiegeln sich jetzt zeitversetzt auch in den Haushaltsnet-

toeinkommen wider. Das liegt vor allem daran, dass die Er-

werbseinkommen immer noch die wichtigste Einkommens-

quelle der privaten Haushalte in Deutschland sind. Zudem 

kommen Personen mit Migrationshintergrund und vor allem 

die Geflüchteten, die seit 2015 nach Deutschland gekommen 

sind, langsam auch auf dem Arbeitsmarkt an und haben 

dementsprechend auch die Chance, aus dem Armutsrisiko 

herauszukommen.

7. Was kann die Politik tun, um diese Entwicklung zu unter-

stützen? Dazu möchte ich das Beispiel der Alleinerziehen-

den herausgreifen. Hier ist das Armutsrisiko insbesondere 

in Ostdeutschland im Vergleich zu 2010 stark rückläufig; 

immerhin um 14,5 Prozentpunkte. Ein Aspekt, der mit dazu 

beigetragen hat, war die Reform des Unterhaltsvorschusses 

2017. Das hat dazu geführt, dass nicht mehr nur Kinder bis 

zum Alter von elf Jahren berücksichtigt wurden, sondern 

Kinder bis zum Alter von 17 Jahren. Das hat beispielhaft mit 

dazu beigetragen, dass Alleinerziehende aus dem Armuts-

risiko herausgekommen sind.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Markus M. Grabka ist wissenschaftlicher Mitarbeiter 

in der Infrastruktureinrichtung Sozio-oekonomisches 

Panel im DIW Berlin

INTERVIEW

„Die Deutschen können sich ein 
Drittel mehr leisten als noch vor 
gut 25 Jahren“

DOI: https://doi.org/10.18723/diw_wb:2025-8-2

http://www.diw.de/interview
https://doi.org/10.18723/diw_wb:2025-8-2


115DIW Wochenbericht Nr. 8/2025

VERÖFFENTLICHUNGEN DES DIW BERLIN

SOEP Papers Nr. 1218 

2025 | Mandy Müller

Validität und Reliabilität der ein- und zweistufigen Version des 
Effort-Reward Imbalance Modells in der 33. Welle des Sozio-
oekonomischen Panels

With the data from the Socio-Economic Panel (SOEP) 2016, it is possible for the first and 

only time to examine the comparability of the one- and two-stage measurement method of 

the Effort-Reward Imbalance Model in the Socio-Economic Panel. Methodology: Reliability 

is tested using descriptive statistics, inter-item correlation and item scale statistics. The 

construct and criterion validity is tested with a confirmatory factor analysis and a multiple 

regression analysis. Results: The descriptive statistics show that the mean values of the two measurement 

methods are not comparable. The construct validity, on the other hand, is similar in both measurement 

methods; both reflect the theoretical structure of the Effort-Reward-Imbalance model. With regard to criterion 

validity, due to the small number of variables available, it can be stated that the level and the significance for 
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Um bis zum Jahr 2045 klimaneutral zu sein, darf in Deutschland 

in 20 Jahren kein Erdgas mehr zum Heizen verwendet werden. 

Und alternative Gase wie Wasserstoff oder Biomethan sind 

nicht in ausreichenden Mengen verfügbar und werden es auf 

absehbare Zeit auch nicht sein. Die Stilllegung von Gasnetzen 

ist daher ein zentraler Baustein des Übergangs zu einer klima-

neutralen Energieversorgung in Deutschland.

Städte wie Mannheim und Hamburg nehmen hierbei eine 

Vorreiterrolle ein. Mannheim plant, bis 2035 das Erdgasnetz für 

Haushalte und Gewerbe abzuschalten – beginnend in Straßen 

mit doppelter Wärmeversorgung über Gas und Fernwärme. Der 

Energieversorger MVV begründet dies mit ökologischen und 

wirtschaftlichen Faktoren: Gasheizungen sind nicht mit den 

Klimazielen vereinbar und durch steigende CO₂-Preise sowie 

sinkende Nutzerzahlen unrentabel. Stattdessen wird das Fern-

wärmenetz ausgebaut, Wärmepumpen dienen als Alternative.

Hamburg verfolgt ebenfalls ambitionierte Pläne. Mit einer 

detaillierten Wärmekartierung sollen die besten Energielösun-

gen für verschiedene Stadtteile ermittelt werden. Hierbei wird 

geprüft, welche Gebiete vom Gasnetz abgekoppelt werden kön-

nen. Bis 2026 sollen konkrete Pläne vorliegen. Diese Beispiele 

verdeutlichen, dass Städte individuell auf lokale Gegebenheiten 

reagieren, jedoch dasselbe Ziel verfolgen: die Reduzierung 

fossiler Energien. Die Umstellung auf klimaneutrale Wärme-

versorgung stellt jedoch erhebliche technische und soziale 

Herausforderungen dar. Der Ausbau von Fernwärmeleitungen 

und Stromnetzen sowie die Installation von Wärmepumpen 

erfordern hohe Investitionen und Zeit.

Zudem ist die Akzeptanz in der Bevölkerung ein entschei-

dender Faktor. Viele Menschen stehen der Abschaltung von 

Gasnetzen skeptisch gegenüber, insbesondere aufgrund der 

Umstellungskosten. Um den Widerstand zu minimieren, setzen 

Städte wie Mannheim auf umfassende Informationskampagnen 

und finanzielle Unterstützung. Mannheim hat ein großzügiges 

Förderprogramm aufgelegt, das Haushalten bis zu 10 000 Euro 

für den Austausch ihrer Gasheizungen bietet. 

Die Diskussion um Wasserstoff als mögliche Alternative 

verunsichert zusätzlich. Oft wird suggeriert, dass bestehende 

Gasnetze einfach auf Wasserstoff umgestellt werden könnten. 

Studien zeigen jedoch, dass dies technisch und wirtschaftlich 

problematisch ist. Wasserstoff hat eine geringere Energiedichte, 

verursacht höheren Strömungswiderstand und kann Materia-

lien in bestehenden Gasnetzen korrodieren.

Zudem ist seine Herstellung energieaufwendig und ineffizient, 

was ihn für den Wärmesektor ungeeignet macht. Seine Nutzung 

im Wärmesektor ist ineffizient und teuer – eine Einschätzung, 

die durch mehr als 50 unabhängige Studien gestützt wird. Es 

ist sehr unwahrscheinlich, dass Wasserstoff eine nennenswer-

te Rolle für die Gebäudewärme spielen wird. Haushalte, die 

auf Wasserstoff hoffen, könnten letztlich gezwungen sein, ihre 

Heizsysteme erneut auszutauschen. Die Stilllegung von Gas-

netzen bietet jedoch auch große Chancen. Langfristig können 

erneuerbare Energien und effiziente Heiztechnologien die 

Energiekosten senken und die Abhängigkeit von Gasimporten 

reduzieren. Dies stärkt die Energiesicherheit und reduziert die 

CO₂-Emissionen erheblich.

Deutschland geht hier keinen Sonderweg: In Dänemark wird ab 

2030 kein Gebäude mehr mit Erdgas heizen können. Mehrere 

Schweizer Städte wie zum Beispiel Basel, Zürich und Winter-

thur haben angekündigt, das Gasnetz komplett oder in Teilen 

stillzulegen. In den Niederlanden haben Kommunen seit eini-

gen Jahren Wärmepläne erstellt, welche sukzessive zu einem 

Rückbau der Gasnetze führen werden. Weitere Länder werden 

folgen: Die überarbeitete EU-Gasrichtlinie verpflichtet die 

Mitgliedstaaten dazu sicherzustellen, dass die Gasnetzbetreiber 

Stilllegungspläne erstellen, wenn ein signifikanter Rückgang 

des Gasverbrauchs abzusehen ist. Die Gasnetzstilllegung ist 

ein entscheidender Schritt zur Klimaneutralität, der jedoch nur 

mit klarer Strategie, politischem Willen und gesellschaftlicher 

Akzeptanz erfolgreich umgesetzt werden kann.

Der Beitrag ist am 31. Januar 2025 im Handelsblatt erschienen.

Claudia Kemfert ist Leiterin der Abteilung Energie, Verkehr, Umwelt 

im DIW Berlin. Jan Rosenow ist Energieexperte und Wissenschaftler 

an den Universitäten Oxford und Cambridge. 
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